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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.11.2020
MARLENE GERBER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Nachdem er das Geschéaft zuvor an seine Kommission zur eingehenden Beratung
zugewiesen hatte, nahm der Nationalrat zu Beginn der Wintersession 2020 die
Detailberatung des Covid-19-Geschaftsmietegesetz in Angriff. Dem Rat lag ein stark
abgeénderter Entwurf einer knappen birgerlichen Mehrheit der RK-NR vor, der einige
entscheidende Verscharfungen beinhaltete, darunter auch den Vorschlag, den
Vermietenden ihren Mietzins zu 50 Prozent statt wie bisher vorgeschlagen zu 60
Prozent zu erlassen. Auf der anderen Seite war die vorberatende Kommission den
Geschaftsmietenden in einigen Punkten entgegengekommen. Baptiste Hurni (sp, NE)
bezeichnete dies als «stratégie perverse» und unterstellte den Gegnerinnen und
Gegnern der Gesetzesvorlage, quasi mit einer neuen Gesetzesvorlage die fragile
Mehrheit fur den bisherigen Entwurf zu zerstéren. So kam es zur paradoxen Situation,
dass die Ratslinke und einzelne Vertretende der Mitte-Fraktion, die sich zu den
BeflUrwortenden der Gesetzesvorlage zahlten, mit zahlreichen Minderheitsantragen
versuchten, die von der mitte-rechts dominierten Kommissionsmehrheit eingebrachten
Antrége, die auch eine Ausweitung des Geltungsbereichs erzielen wollten - und dies
notabene fur einen Entwurf, den die Kommissionsmehrheit am Ende der
Kommissionsberatungen abgelehnt hatte - zu verhindern. Ziel einer Minderheit
bestehend aus den Ratsmitgliedern Brenzikofer (gp, BL), Gugger (evp, ZH) und Hurni (sp,
NE) war es etwa, auf den Entwurf des Bundesrates zurtickzukommen mit der Ausnahme,
dass sie sich - um die Erfolgschancen flr die Zustimmung zu erhdhen - ebenfalls flr
einen Mietzinserlass von 50 statt 60 Prozent einsetzten. Wahrend die Antrage des Trios
die komplette GLP-Fraktion noch zu Uberzeugen vermochten, gelang es ihnen nicht
immer, genlgend Stimmen aus der Mitte-Fraktion gegen die Antrage der
Kommissionsmehrheit zu sammeln. So erreichte die Minderheit - teilweise unterstitzt
durch weitere Minderheiten -, dass lediglich die Vermietenden von einer
Héartefallregelung profitieren kédnnten und nicht ebenso die Mietparteien, wie dies die
Kommissionsmehrheit gefordert hatte. Zudem verhinderte sie, dass auch
Vertragsparteien von der Regelung ausgenommen worden wéren, wenn der vereinbarte
Zins bereits stillschweigend bezahlt worden war. Und nicht zuletzt gelang es ihr, die von
der Kommissionsmehrheit eingefiihrte Bestimmung zu kippen, wonach das Gesetz nicht
anwendbar wére, wenn eine der beiden Parteien vom Gericht verlangt, den Miet- oder
Pachtzins nach den allgemeinen massgebenden Bestimmungen des Obligationenrechts
festzulegen. Hier erhielt die Minderheit Unterstutzung von Bundesrat Parmelin, der
meinte «l'application de la loi serait volontaire car son application pourrait étre
empéchée en invoquant cette clause du code des obligations». Erfolglos blieben
Minderheitsantrage, die folgende Ausweitungen des Geltungsbereichs verhindern
wollten: 1) Die Ausdehnung des Geltungsbereichs auf alle Miet- und Pachtvertrage zur
Nutzung von Geschéftsraumen, sofern deren Betrieb aufgrund behdrdlicher
Massnahmen stark eingeschrankt oder verboten worden war; gemaéss Version des
Bundesrates waren nur Einkaufsldden, Bars, Restaurants, Freizeit- und
Unterhaltungsbetriebe, Betriebe mit Dienstleistungen mit Kérperkontakt und
Gesundheitseinrichtungen von der Regelung eingeschlossen worden. 2) Die Aufhebung
der  Einschrankung far die Dauer des Mieterlasses im  Falle von
Gesundheitseinrichtungen; hier hatte der Bundesrat vorgesehen, dass diese nur flr
eine maximale Dauer von zwei Monaten vom Mieterlass héatten profitieren kénnen. 3)
Keine Opt-Out-Moglichkeit fur Mietverhéltnisse mit einem monatlichen Miet- oder
Pachtzins zwischen CHF 15'000 und CHF 20'000; der Bundesrat hatte eine solche fur
beide Vertragsparteien vorgesehen. Nicht umstritten war indes die zeitliche Ausweitung
des Geltungsbereichs: So sollten Mietparteien etwa auch wahrend weiterer Corona-
Wellen vom teilweisen Mietzinserlass profitieren kénnen, sofern sie aufgrund
beschlossener staatlicher Massnahmen - im Unterschied zum bundesréatlichen Entwurf
auch wenn diese von den Kantonen oder den Gemeinden getroffen worden waren -
ihren Betrieb einschranken mussten. «Nach einer ebenso emotionalen wie fahrigen
Debatte» (NZZ) lehnte der Nationalrat den abgeédnderten Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 100 zu 87 Stimmen (7 Enthaltungen) ab. Im Unterschied zur
nationalratlichen Eintretensdebatte, wo die Fraktionen der GLP und der Mitte den
Entwurf noch fast einhellig respektive mit deutlichen Mehrheiten unterstutzt hatten,
ausserten sich nur noch eine knappe Mehrheit der GLP-Fraktion sowie nicht ganz die
Hélfte der Mitte-Fraktion zugunsten eines Covid-19-Geschaftsmietegesetzes. '
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.08.2019
BERNADETTE FLUCKIGER

Umweltschutz
Gewadsserschutz

Lange Zeit galt das Trinkwasser in der Schweiz als sicher und sauber. Man riihmte sich
sogar, das beste Trinkwasser der Welt zu haben. Mit den Debatten um die beiden
Volksinitiativen «Fur sauberes Trinkwasser und gesunde Nahrung» und <«Fur eine
Schweiz ohne synthetische Pestizide» sowie der medialen Berichterstattung Uber
Abbauprodukte von Pflanzenschutzmitteln im Grundwasser bekam dieses Image jedoch
Risse.

Als die EU im Frihling 2019 beschloss, den in Pflanzenschutzmitteln oft verwendeten
Wirkstoff Chlorothalonil zu verbieten, nachdem er als moglicherweise krebserregend
eingestuft worden war, zogen kurze Zeit spater auch die Schweizer Behdrden nach und
kindigten ein Anwendungsverbot dieses Stoffes auf den 1. Januar 2020 an. Mit dieser
neuen Einschatzung dnderte sich auch automatisch der Grenzwert flr diesen Stoff auf
0.1 Mikrogramm pro Liter. Nach dieser Verscharfung des Grenzwertes wurden in
mehreren Gemeinden im Mittelland die Grenzwerte Uberschreitende Mengen von
Chlorothalonil ~ im  Trinkwasser  gefunden. Entsprechend wurden einzelne
Trinkwasserfassungen vom Netz genommen.

Die Debatte richtig entfacht hatte schliesslich ein Bericht der Nationalen
Grundwasserbeobachtung NAQUA, welchen das BAFU Mitte August 2019 publizierte. In
diesem Bericht wurde die Entwicklung des Grundwasserzustands zwischen den Jahren
2007 und 2016 anhand von Messungen an 600 Stellen in der Schweiz aufgezeigt. Der
Bericht zeigte, dass vor allem Nitrat und Ricksténde von Pflanzenschutzmitteln die
Grundwasserqualitat beeintrachtigten. Als Hauptquelle fur die grossflachige Belastung
des Grundwassers mit diesen Stoffen bezeichnete das BAFU die intensive
Landwirtschaft. Das BAFU forderte in der Folge, dass das Grundwasser konsequenter
geschutzt werden musse, damit der Druck auf das Trinkwasser nicht weiter zunehme
und die Verunreinigungen abnadhmen. Konkret mussten die Stoffeintrédge aus der
Agrarwirtschaft sowie der Siedlungsentwésserung (Mikroverunreinigungen) und der
Altlasten (v.a. Kohlenwasserstoffe) zwingend sinken, zumal sich die Effekte der
Massnahmen erst nach einer gewissen Zeit zeigten.

Fur die Medien war dieser Bericht Anlass flr eine breite und kontroverse
Berichterstattung. Zum einen war die Berichterstattung von einer gewissen Sorge um
die Qualitéat und Sicherheit des Grund- und Trinkwassers geprégt und es wurde
detailliert Uber einzelne Messungen in den Kantonen und in einzelnen Gemeinden
berichtet. Zum anderen wurde auch Uber die Urheber der Stoffeintrége diskutiert,
wobei insbesondere die Rolle der Landwirtschaft im Vergleich zu anderen Faktoren
diskutiert wurde. Die politischen Auswirkungen der BAFU-Studie wurden ebenso
erortert. So wurde beispielsweise gemutmasst, ob das BAFU den Bericht absichtlich zu
einem Zeitpunkt verdffentlicht habe, an welchem Nationalrat und Standerat Uber
mogliche Gegenvorschldge zu den beiden Trinkwasser/Pestizid-Initiativen diskutierten
und ob das Bundesamt somit dem Anliegen der Initianten mehr Schub verleihen
mochte. Die Weltwoche vertrat sogar den Standpunkt, dass bei genauerer Betrachtung
der Zahlen eine Verbesserung der Messwerte festgestellt werden koénne; der
Uberwiegende Teil der Grundwasservorkommen sei in einem sehr guten Zustand.
Zudem seien diejenigen Probleme, die vorhanden seien, nicht primar auf die
Landwirtschaft zurtckzufihren, sondern vielmehr auf das Bevoélkerungswachstum und
die dichte Besiedlung der Schweiz. Bauernverbandsprasident und Nationalrat Markus
Ritter (cvp, SG) wehrte sich seinerseits in einen Interview mit der NZZ gegen den
«politisch gefarbten Alarmismus» des BAFU und gegen die Vorwurfe an die Bauern.
Letztere hielten sich bereits heute an die Gesetze und wirden nur die erlaubte Menge
an Pflanzenschutzmitteln ausbringen. Der Bauernverband brachte sogar eine
Pressemitteilung zum BAFU-Bericht heraus und schob darin den schwarzen Peter den
Kantonen und den Betreibenden der Wasserfassungen zu, welche die
Grundwasserfassungen nicht bundesrechtskonform ausgeschieden hatten.
Landwirtschaftsminister Parmelin wiederum stellte kurz darauf das weitere Vorgehen
bei der Agrarpolitik nach 2022 (AP22+) vor, welche ein ganzes Massnahmenpaket zum
Trinkwasserschutz (z.B. Verbot von Pflanzenschutzmitteln mit erhéhten Umweltrisiken)
vorsah. Zudem soll geméass Bundesrat im Rahmen der AP22+ der Nitrat- und
Phosphoreintrag beim Diingen und Gullen bis 2025 um 10 Prozent sinken, bis 2030 um
20 Prozent. Fir Beat Jans (sp, BS) reichten die bundesrétlichen Vorschlage zur
Verbesserung der Grund- und Trinkwasserqualitat nicht. Er reichte in der Folge die
parlamentarische Initiative 19.430 ein, welche verlangt, mittels Anderung des
Gewasserschutzgesetzes den Einsatz von Pestiziden zu verbieten, falls diese die
Wasserqualitat stark beeintrachtigen. ?
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MOTION
DATUM: 24.09.2020
JOELLE SCHNEUWLY

MOTION
DATUM: 04.03.2021
JOELLE SCHNEUWLY

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Mittels Motion forderte Marina Carobbio Guscetti (sp, TlI) den Bundesrat in der
Herbstsession 2020 dazu auf, darzulegen, welche Massnahmen ergriffen werden
missen, um in der Schweiz mehr Arztinnen und Arzte auszubilden. Die Covid-19-
Pandemie habe die Relevanz von ausreichend Gesundheitspersonal - zu denen
natiirlich auch die Arzteschaft gehort - einmal mehr verdeutlicht. Um der grossen
Anzahl Erkrankter zu Spitzenzeiten begegnen zu kénnen, seien einige Kantone etwa
gezwungen gewesen, bereits pensionierte  Arztinnen und Arzte sowie
Medizinstudentinnen und -studenten aufzubieten. Auch habe die Krise die
Abhangigkeit von Gesundheitspersonal, das urspringlich im Ausland ausgebildet
worden sei, aufgezeigt. Dies sei insbesondere aus ethischer Sicht problematisch, da es
dadurch in den Ausbildungslandern oft an genligend Fachkraften fehle. Hinzu komme
der demographische Faktor: In zehn Jahren gehe rund die Hélfte der Hausarztinnen
und -arzte in den Ruhestand, was zu einem Mangel an Fachpersonen in den
Randregionen flihren werde. Es gelte deshalb, die Konzepte zum Zugang zum
Medizinstudium zu Uberarbeiten. Die Motionarin erklarte, sie denke beispielsweise an
die Ablésung des Numerus clausus durch eine andere Form von Leistungsbeurteilung.
Zudem mussten weitere innovative Modelle bezlglich Studienzugang und
Weiterbildungsmoglichkeiten tberprift werden. Die mit den Massnahmen verbundenen
Kosten sollen von Bund, Kantonen und den betroffenen Institutionen geteilt werden.
Wirtschaftsminister Guy Parmelin zeigte sich mit Carobbio Guscetti einverstanden,
dass es essentiell sei, genlgend qualifizierte Fachpersonen im Gesundheitsbereich
auszubilden. Trotzdem beantragte der Bundesrat das Geschaft abzulehnen, da er der
Ansicht war, dass die notwendigen Massnahmen bereits ergriffen worden seien. So
erwahnte Parmelin unter anderem die im Rahmen der BFI-Botschaft erfolgte
Sprechung eines Zusatzkredits in der Hohe von CHF 100 Mio., dank welchem das
Sonderprogramm «Erhéhung der Anzahl Abschlisse in Humanmedizin» lanciert worden
sei. Den Standerat schienen die Worte Carobbio Guscettis jedoch mehr zu Uberzeugen
als diejenigen des Bundesrates. Mit 20 zu 18 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) sprach er
sich fur die Motion aus. *

Im Mérz 2021 nahm sich der Nationalrat einer Motion Carobbio (sp, Tl) mit dem Titel
«Die Schweiz muss mehr Arztinnen und Arzte ausbilden» an. Im Vorfeld der
nationalratlichen Behandlung hatte sich eine Mehrheit der SGK-NR gegen das Geschéaft
ausgesprochen. Als Sprecher dieser Mehrheit erklarte Lorenz Hess (mitte, BE) im Rat,
dass in erster Linie die Kantone fiir die Weiterbildung und Zulassung der Arzteschaft
verantwortlich seien. Eine 2020 verabschiedete Anderung des KVG zur Zulassung von
Leistungserbringenden ermogliche es den Kantonen zudem, die Verteilung der
Arztinnen und Arzte und ihre Fachrichtungen mittels Festlegung von Héchstzahlen auf
die verschiedenen Regionen zu verteilen. Bevor weitere Massnahmen ergriffen wirden,
sollte abgewartet werden, wie sich diese Gesetzesanderung auswirke. Zudem sei der
Bund im Rahmen des Sonderprogramms zur Erhéhung der  Anzahl
Humanmedizinabschlisse, auf welches in der BFI-Botschaft 2017-2020 eingegangen
werde, bereits aktiv geworden. Auch hier gelte es, die Resultate abzuwarten.

Eine Minderheit um Yvonne Feri (sp, AG) beflirwortete den Vorstoss hingegen. Sie hob
den personellen Notstand im Gesundheitswesen und die Abhéngigkeit vom Ausland
hervor. Weiter unterstrich sie die Notwendigkeit, die Zulassungsbedingungen zum
Medizinstudium zu Uberprifen. Es bedlrfe einer Erhéhung der Anzahl
Medizinstudierender, der Starkung der Ausbildung zum Facharzt oder Fachérztin und
der Foérderung der Weiterbildungsmoglichkeiten. Bundesrat Guy Parmelin anerkannte
zwar die Wichtigkeit von gut ausgebildeten Gesundheitsfachkraften in der Schweiz.
Nichtsdestotrotz war er der Ansicht, dass der Bund mit der von Hess angesprochenen
BFI-Botschaft bereits die notwendigen Massnahmen getroffen habe, um die Zahl der
Medizinstudierenden zu steigern. Ebenfalls erachtete er den Numerus Clausus als
geeignetes Zulassungsverfahren zum Studium. Was die Qualitat der postgradualen und
kontinuierlichen Ausbildungen anbelange, werde deren Qualitdt durch vom Bund
festgelegte Rahmenbedingungen bestimmt. Die konkrete Ausgestaltung liege allerdings
bei den entsprechenden Organisationen und Institutionen. Vor diesem Hintergrund
sehe der Bundesrat keinen Handlungsbedarf. Der Nationalrat lehnte die Motion knapp
mit 98 zu 92 Stimmen ab. Die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, GLP und der
Griinen unterlagen damit den Stimmen aus den restlichen Fraktionen. *
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